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Jnserate werden bis Donnerstag mittag in
der Geschäftsstelle angenommen. -— Preis für
die fünfgespaltene Petitzeile 10 Goldpfennige,
für außerhalb des Kreises Oels Wohnende

15 Goldpfennige.

Druck nnd Verlag
A. Liidwigs Buchdruckerek Rothe, Politt & Co.

in Oe s.

62. Jahrgang

  

 

Amtlicher Teil.
A. Bekanntmachungeii des Landrats.

K.I. O els, den 3. Juli 1924.

Ferien des Kreisausschusses.

Die Ferien des «Kr·eisausschufses finden vom 2·1. Juli bis
1. September d. J.1tatt.

Wahrend der Ferien werd-en Termine zur mündlichen Ver-
handlung der Regel nach nur in schleunig-en Sachen abge alten.

Auf den Lauf der gesetzlichen Fristen bleiben die «"ersien
ohne Ein-fluß.

Der Vorsitzeiide des Kreisausschusses

Oels, den Jl. Juli 1924.
Sommerferien 1924.

1. Für die Schulen in Oels und Bernstadt schließt der
Unterricht am Dienstag, den 8. Juli und beginnt wieder am
Freitag, den 8. August.

2. Für die übrigen Schulen des Kreises Oels beträgt die
Gesaiiitdauer der Sommer- und Herbstferien 49 Tage. Den
wirtschaftlichen Bedürfnissen des Kreises entspricht es erfah-
rungsgemäß am meisten, wenn von dieser Gesamtdauer auf die
Sommerferien 21 Tage und auf Die Herbstferien 28 Tage
entfallen.

Gemäß dem Ministerialerlaß vom 6. 11. 1913 setze ich im
Einvernehmen mit dem Herrn Schulrat und dem Kreislandbund
die diesjährigen Sommerferien folgendermaßen fest:

Klassenschluß am Sonnabend, den 26. Juli;
Wiederbeginn des Unterrichts am Montag, den 18. August.
3. Für diejenigen Schulorte, in denen ans wirtschaftlichen

Rücksichten eine Verlegung der Sommerferien oder eine andere
Verteilung der Gefamtdauer von 49 Tagen auf Sommer und
Herbst notwendig erscheint, wollen dies die Schulvorftände ———
nicht Einzelinteressenten — bis spätestens zum 19. Juli bei dem
Herrn Schulrat beantragen. Die Anträge gelten im voraus,
also ohne besondere Bescheidnng, als genehmigt.

Alle Schulen, für welche bis zum 19. Juli keine Anträge
gestellt worden sind, haben sich nach der oben festgesetzten
Ferienordnung zu richten.

Für die Schulen desselben Schulortes sind die Ferien
übereinstimmend festzusetzen.

4'. Wegen der Herbstferien ergeht besondere

 

L. 11. 354.

Verfügung

B erlin W 66, den 25. Juni 1924.
Leipziger Straße 3.

Verordnung
über die Regelung der gesetzlichen Miete für Preußen für die

Zeit vom 1. Juli 1924 ab.
Auf Grund des § 22 RMG in Verbindung mit § 27 Der

3. Steuernotverosrdnung vom 14. Februar 1924 unD meiner
Verordnung über die Mietzinsaussbisldung in Preußen vom·
17. April 1924 ordnse ich unter Aufhebung des § 12 Der letzt--
genannten Verordnung und unter Aufhebung meines Erlasses
rom 15. April d. J. -— 11.6. Nr. 1583 — nach Anhörung der
im Ständigen Ausschuß für M.isets«zinsbsi"ldung vertretenen
Miete-r und Vermiieter für alle Gemeinden, für die von mir
keine andere Regelung getroffen wird, über die Berechnung der
gesetzlichen Miete mit Wirkung vom 1. Juli 1924 folgendes an:

11. 6. Nr. 2140.  

Die gesetzliche Miete beträgt 62 v. H. der reinen Friedens-
miete (ä 2 und § 3 meiner Verordnung über die Miietszins-
bildung in Preußen vom 17. April 1924). Sie ist in Goldmark
zu berechnen. Bei Zahlung in Papiermark ist der Umrechnung
der am Tage vor der Zahlung amtlich fest-gestellte Berliner
Goldmark-Mittelkurs zugrunde zu legen. »

Bei der Festsetzung der gesetzlich-en Miete auf 62 v. H. sind
die groß-en Jnstandsetzungsarbeiten berücksichtigt worden« Jn
denjenigen Fällen, in denen das Miiietseinisgungsamt- auf Grund
der bisherigen Vorschrift einen besonderen Zuschlag für große
Just-ands-etzun-g.-sarbeiten festgesetzt hat, vermindert sich die gesetz-
liche Miete um den zugkebiilligten Betrag, soweit dieser am
1. Juli 1924 oder späte-r fällig wird.

Von den 62 v. H. der reinen Friedensmietse sind ferner für
die Kosten für laufende Jnstandsetzungsarbeisten 15 »v. H. in
Ansatz gebracht. Diese 15 v. H. kann der Mieter im Falle des
§ 7 Abs. 1 Der Verordnung vom 17. April d. J. um 4 V. H.
auf 11 v. H. kürzen.

Jn denjenigen Gemeinden, die bisher eine Umlage der
Löhne für die Hausangestellteii Gans-reinigen Hasnswart,
Heizer, Fahrstuhlfühirer nnd dergleichen) in Geschäfts- und Jn-
dustriehäusern angeordnet hatten, verbleibt es bei- dieser Rege-
lung. Dafür wird bei solch-en Häusern die gesetzlich-e Miete um
2 v. H gekürzt.

Aus der gesetzlichen Miete sind nunmehr neben den Be-
triebskostsen (siehe § 21 letzter Satz mein-er Verordnung vom
17. April 1924) sämtlich-e auf dem Grundstück ruhenden öffent-
lichen Lasten zu entrichten.

Jn Gemeinden, in den-en der Zuschlag znr Grund-vermö-
genssteuer mehr als 100 v. H. beträgt, ift Der Vermietser berech-
tigt, den 1.00 v. H. übersteigenden Betrag umiznlegen Ge-
meinden, in denen an Stelle eines Zuschlages zur staatlichen
Grnndrermögienssteuer eine selbständige Grundsteuser erhoben
wird, haben den Satz dieser Grundsteuer bekannt zu geben-, der
seinen Zuschlag von 100 v. H. zur staatlichen Grundvsermögens-
steuer entspricht. Soweit die selbständig-e Grundstener diesen
Satz übersteigt, ist ihre Umlage geftattet. Der «V-e«r-mieter isst
ferner berechtigt, denjenigen Betrag nmzulegen, den« die Ges-
meinde aus Grund des § Sa Abs. 1 des Art. II der 2. Preu-
ßischen Steuernotverordnung in der Fassung vom 19. Juni
1924 erhebt. .

Für das Wassergseld sinrd 3 v. H. der Friedensmiiete in der
gesetzlichen Miete in Ansatz gebracht. Der Vsermieter ist berech-
tigt, das Wassergesld umzulegen Jn dies-einI Falles vermindert
sich die gesetzliche Miete um 3 v. H.

Die Umlagen haben nach dem Verhältniss der reinen rie-
densmiete auf Die selbständigen Wohnungen oder die seslb tän-
digen Räume anderer Art zu erfolgen. Hierbei sind auch
Raume zu berücksichtigen, für die nicht die gesetzslsichte Miete gie-
zahlt wird, oder die nicht viermietet sind.

Mit dem Inkrafttreten dies-er Verordnung treten meine
Erlasse vom 24. April bzw. vom 14. Mai 1924 —- 11.6.
Nr. 1697, 1847 —-- außer Kraft.

Der Preußische Minister für Volkswohlfahrt.
gez. Hirtsisefe r.

M. A. 247/24. Oels, den 30. Juni 1924.
»Es wir-d besonders daran hin. ernief-en, daß in- der Miete

bereits sein Prozentsatz für große anstasndsetzunsgsarbeiten ent-
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halten ist, daß ferner mit ihr sämtlich-e Betriebskosten und alle
auf dem Grundstück ruhenden öffentlichen Lasten abgegolten
sind, daß also auch die Hauszinssteuer in den 62 % enthalten ist.

Ferner wird darauf hingewiesen, daß es Sache der freien
Vereinbarung- zwischsens Verniieter und Mieter ist, wer die
Kosten der sogenannten Schönhesitsreparatnren zu iiberneburen
hat, und daß, falls der Mieter sie übernimmt, er berechtigt ist,
dcn Mietsbetrag um 4 v. H. der Friedensmiete zu kürzen.

Zu den Schönheitsreparaturen gehören-: ś . . ..
Das Tapezierens und Anstreiichen oder Kalten der Wiande

und Decken-, das Streich-en der Fuszböden und der Fenster und
das Streichen der Türen.

Der Kreisausschuß.

Polizeivcrordnnng.
Auf Grund des Notgesetzes vom 24. Februar1923 (Reichs-

gesetzblatt Teil I Seite 147) Der Paragraphen 137, 139, 140 des
Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 3(). Juli
1883 (Gesetzsannnsmig S. 195) des § 10 Teil 2 Titel 17 des
Allgemeinen Landrechts und der Paragraphen 6, 1.2 und 15 des
Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 ((S)’e-
setzsamml Seite 265) wird vorbehaltlich der- Zustinmmng des
Provinzialrats folgendes verordnet:

Der § 1 der Polizeiverordnung über Festsetzung der Poli-
zeistunde vom 11. Mai 1.924 (Sonderausgabe zum Amtsblatt
der Regierung in Breslau Seite 213/4) wird dahin erganzt,
da«

2P) im Absatz 2 die Orte Gottesberg, Kreis Waldenbnrg, und
Weißwasser, Kreis Rothenburg OL., sowie «

h) im Absatz 3 die Luftkurorte KrunmihübeL Brückenberg
und Schreiberhau hinzutreten. «
Der § 3 Ziffer 1b der Polizeiverordnung erhält folgende

Fassung: . » . _ .‚
,,bis spätestens 4 Uhr morgens fur die Orte, die bis

1 Uhr Polizeistnnde haben, für alle übrigen Orte bis 3 Uhr
morgens, wenn es sich um berufliche Versammlungen solcher
Personen handelt, welche durch ihren Beruf verhindert sind,
vor Eintritt der allgemeinen Polizeistunde sich zu versammeln.«

Diese Polizeiverordnung tritt am Tage der Veröffentlichung
in Kraft.

_ B r e s lau , den 22. Juni 1924.
Der Oberpräsident der Provinz Niederschlesien.

gez. Z i m mer.
L. 1. 3896. O e l s, den 29. Juni 1924.

Die Ortsbehörden ersuche ich, vorstehende Polizeiverord-
nungin üblicher Weise zu veröffentlichen. Die Polizeiverord-
nung vom 11. Mai 1.924 ist im Kreisblatt Seite 116 ver-
öffentlicht.

Be rlin, dens 23. Juni 1924.
Verordnung Nr. 8

Reichspräsidenten über die Aufhebung desur Verordnu - des
z ng taatsseind-militärifcheu Ausnahsmezuftandes und die Abwehr

lieber Bestrebungen
Vom 23. Juni 1924.

(Veröffentlicht in der am 26. Juni ausgegebenen Nr. 44 des
RGBL 6. 656.) .. .

Die durch mein-e Verordnung Nr. 4 viom 8». Marz 1924
(536581. I S. 17-1) zur Verordnung des Rse«i«ch«spr·asidenten vom
28. Februar 1924 auf die Lan-des-zentraslb2sehörden, in Preußen
außerdem auf die Obserpräsidenten iunsd den- -Po«lizseiprasidenten
von Berlin übertragene Befugnis zu Verboten periodisch-er
Druckschsriften erstreckt sich auch- auf solch-e Drufcksschsrtftsen,» die
nach § 2 Abs. 2 der Verordnung des Reichspräsidentew aber
die Aufhebung des militärisschew Ausnahmezsustsandes und die
Abwehr staatsfeindlicher Bestrebungen in der Fassung der Ver-
ordnung vom 17. Juni 1924 (RGBl-. I 6. 655) berb’aten‘ wer-
den können, und auf die nach § 2 Abs. 4 dies-er Verordnung
zulässigen Beschlagnahmem

Meine unmittelbar-e Zuständigkeit zu solchen Maßnahmen
bleibt unberührt. .

Der Reichsminister des Innern.
J. A.: Zweig-ert.

L. I. 3971. O els, den 1. Juli 1924.
Vorstehende Verordnung bringe ich hiermit zur Kenntnis-.

Die Verordnung Nr., 4 ist im Kreisblatt von 1924 Seite 54
veröffentlicht

Verordnung
des lReichspräsidenten auf Grund des Artikels 48 Abs. 2 der
Reichsverfassung zur weiteren Ergänzung der Verordnung vom  

28. Februar 1924 über die Aufhebung des militärischen Aus-
nalmiezustandes und die-Abwehr staatsfeindlicher Bestrebungen.

_ Vom 17'. Juni 1924.
(Veröffentlicht in der am 26. Juni ausgegebenen Nr. 44.des

R(85Vlj. 6. 655.)
Auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung

verordnet:
Artikel 1.

1. Hinter dem Abs. 1 des § 2 der Verordnung des Reichs-
präsidenten über die Aufhebung des militärischen Ausnahme-
zustandes und die Abwehr staatsfeindlicher Bestrebungen vom
28. Februar 1924 (RGVl. I S. 152) werden folgende neue Abs.
2 bis 4 eingesetzt:

,,Periodische Druckfchriften können auch dann verboten
werden, wenn durch ihren Inhalt zum Ungehorsam gegen Ge-
setze oder rechtsgültige Verordnungen oder gegen die von Be-
hörden innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen
oder zu Gewalttätigkeiten gegen politisch oder wirtschaftlich An-
dersdenkeude aufgefordert oder angereizt wird.

Das Verbot einer periodischen Druckschrist umfaßt auch
jede angeblich neue Druckschrift, die sich sachlich als die alte
darstellt, und die im gleichen Verlag wie die verbotene Druck-
schrist erscheinenden Fiopfblätter Die Zustellung eines Ersatz-
blattes an die Vezieher der verbotenen Druckschrift ist verboten.

Druckschriften, die auf Grund dieser Verordnung verboten
werden können oder die den Beziehern einer verbotenen Druck-
sch-r.ift als Ersatz-blau zugestellt werdens-, unterliegen der Be-
schlagnahme, die nicht der richterlichen Bestätigung bedarf.«

2. Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden Abs. 5 und 6. Jn
dem nunmehrigen Abs. 6 werden zwischen den Worten »Verbote«
und ,,periodische Druckschriften« die Worte »und Beschlag-
nahmen« eingefügt.

Artikel 2.
Jn § 4 der Verordnung des Reichspräsidenten vom 28. Fe-

bruar 1924 werden hinter den Worten ,,oder der von ihm be-
stimmten Stellen« die Worte eingefügt ,,oder wer den Vor-
schriften des § 2 Abs. 3 Satz 2 dieser Verordnung.«

Berlin, den 17. Juni 1924.
Der Reichspräsident.

Ebert
Der Reichskanzler.

M a r x.
Der Reichsminister des Innern.

Dr. J a r r e s. —-
L. I. 3972. Oels, den 1. Juli 1924.

Vorstehende Verordnung bringe ich zur Kenntnis. Die
Verordnung vom 28. Februar 1924 ist im Kreisblatt von 1924
Seite 52 veröffentlicht

wird

Staatlichc Verwaltungsgebiihren.
Vf. d. M. d. J. vom 20. Juni 1924 — IV c 5208 II —-
MBl. i. V. 6. 682 — Nachtrag vom 20. 6. 1924 zur Verwal-

tungsgebührenordnung v. 25. 4. 1924.
Aus Grund des § 4 Abs. 1 des Ges. über staatliche Ver-

waltungsgebühren vom 29. 9. 1923 (66. 6. 45b) wird im
Einvernehmen mit dem Fin.-Min. folgendes angeordnet:

Die Tarifstellen 2 und 20 der Verwaltungsgebül)ren-
ordnung werden wie folgt abgeändert:

2. Aufenthaltsgenehmigungen für Ausländer (soweit solche
nicht schon durch vorhanden-e gültige Sichtsvermerke als- erteilt
gelten):

a.) auf die Dauer bis zu 1 Jahr 5 G.-Mk.
b) auf die Dauer bis zu 2 O«ahren 1() G.-Mk.
c) auf die Dauer bis zu 3 Jahren 15 G.-Mk.
d) auf unbeschränkte Dauer einschl. der besonderen Be-

scheinigungen gem. Ziff 2 und 3 des Ausführungserl.
v. 24. 8. 1923 —- IV b 5671 (MBl. i. V. 6. 883) 20 G.-Mk.
20. Zureisegenehmigungen für Ausländer. Es gelten die
unter Tarisstelle 2 für Aufenthaltsgenehmigungen aufge-
führten Sätze entsprechend
Zusatz zu Tarifnummer 2 und 20. Aus sachlichen oder

persönlichen Billigkeitsgründen kann von der Gebührenerhebung
ganz oderszum Teil abgesehen werden.
L. I. 396

. Oels, den 30. Juni 1924.
Berdffentlicht. ·

Die Verwaltungsgebührenordnung vom 25. April 1924
habe ich im Kreisblatt Seite 117/118 bekannt gegeben.

Die Orts- und Ortspolizeibehörden weise ich hierbei da-
rauf hin, daß sie bei der Festsetzung und Erhebung staatlicher
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Berwaltungsgebühren nach § 4 der allgemeinen Verwaltungs-
gebührenordnung vom 29. 12. 1923 (GS. 1924 S. 1) befugt
sind, die Gebühren bei nachgewiesener Bedürftigkeit des Pflich-
tigen auf Antrag bis auf die im § 6 Abs. 1 a. a. O. vorge-
sehene ElJiindestgebühr herabzusetzen oder ganz zu erlassen.

O els, den 3. Jsuli 1924.
Mitteilung der Gewerbesteuergrundbeträge.

Die Magistsratse und Gemeindevorstände mache ich au
meine Kreisblattbekanntmachung vom 1. Mai D. J. —- S. 97
——— aufmerksam und ersuche, mir die Summe der Gewerbesteuer-
grundbeträgse von den im Monat Juni tatsächlich geleistet-en
Vo-raus2,ah-lungsen auf die Gsewerbesteuer pünktlich bis 10. Juli
dieses Jahres mitzuteilen. Fehlanzeige ist erforderlich. ś

Soweit Mitteilungen für die Monat-e April nnd Mai noch
rückständig sind, sind sie binnen die-r gleichen Frist nachzuholen

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

K. I. 2439. Oels, den 29. Juni 1.924.

Reichseinlommensteuerantcile der Landgemeinden und Guts-
bezirke.

Aus der 18. und 19. Eintonnnensteuerüberweisung (18. und
19. Ek. Abschlag für Mai und Juni) kommen zur Verteilung-:

_ auf jeden Rechnungsanteil 15 und 15 Milliarden
Wegen Errechnung der Höhe der durch das Kreisrechnungs-

amt zur Auszahlung gelangenden Beträge seitens der Land-
gemeiuden und Gutsbezirke nehme ich auf meine Kreisblatt-
bekanntmachung vom 6. Mai 1924 ——— Seite 10 —— bezug.

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

K. I. 1903.

 

Beitragsfreihieit der Lehrling-e und Lehrherren bezüglich der
Erwerbslosenfürsorge

ś Nach Art. 2 Der Ausführungsverordnunig zur Verordnung
über Erwerbslosenfürsorgic vom 13. März 1924 Reichsgesetz--
blatt I Seit-e 279) ist von der Beitragspflicht zur Erwerbslosen-
fürsorge befreit, wer auf Grund sein-es Arbeitsvertrag-es« von
mindestens einjähriger Dauer beschäftigt ist. Die Befreiung
erlischt 6 Monate vor dem Tage, an dem dass Beschäftigungs-
verhäsltnis durch Zeitablauf endet. Der Herr Reichs-arbeits-
minister hat entschieden, daß unter diese Bestimmung auch Lehr-
verträge von mindestens einjähriger Dauer fallen, so daß die
Beitragsfreiheit der Lehrling-e und ihrer Lehrherren bezüglich
der Erwerbislosenfürsorgie gegeben ist.

Ueberdruckse für die nachgeordneten Behörden liegen bei.
J. A.: gez. Unterschrift _

E. F. 1800. O e l si, den 3. Juli 1924.
Vorstehenden Erlaß bringe ich hiermit zur öffentlichen

Kenntnis.
Der Vorsitzende des Oeffentlichen Arbeitsnachtveifes

K. I. 1682/1685. O e ls,, den 2. Juli 1924.
Mitteilung des Ergebnisses der am 15. Juni d. J.

stattgefunden-en Wahlen der Gent-eindevorstandsmithlieder.
Eine Anzahl der Herren Amtsvorsteher ist noch immer

mit der Einreichung der Wahl-e·rgebnsisse vom 15. Juni cr., ge-
mäß meiner Kreisblattverfügung vom 28. Mai-, ims Rück-stande.

Jch -ersu«che, die geforderten Bericht-e mir alsbald vor u-
'Iegen bzw. sich mit den Gem-eindevorstehern, welche das War l-
ergebnis noch nicht erstattet haben, ins Benehmen zu setzen-.

Der Vorsitzendc des Kreisausfchusfes.

K. I. 2206. Oels, den 26. Juni 1924.
Einreichung einer Abschrift des Feststellungsbeschlusses

der Gemeinderechnung 1923/24.
Mit Bezug auf meine Kreisblattbekanntmachung vom 18.

Mai 1896 —- Kreiblatt S. 89 —- veranlasse ich die Gemeinde-
«vorstände, mir bis zum 1. August D. J. eine beglaubigte Ab-
schrift des Feststellungsbeschlusses der Gemeinderechnung für
1923 einzureichen (·vergl. § 120 Der Landgemeindeordnung).

Auf meine Kreisblattbekanntmachung vom 1. April D. J.
— K. I. 1256 —— wonach der Herr Minister für die Rechnungs-
jahre 1.921, 1922 und 1923 die Rechnungslegung in vereinfach-
ter Form genehmigt hat, weise ich besonders hin.

Der Borsitzende des Kreisausschnsfes.

Osels, den 1. Juli 1924.
Feuerversichernng - .

Agenten von Privatversichesrungen versuchen die bei der
Schlesischen Feuersozietät Versicherten dur die Behauptung
Idaß die Sozietät mit ihren Gesellschaften gemeinschaftlichs arbeite,  

zum Abschluß von Versicherungen zu bewegen-. Namen-s oer
Schlesischen Feuersozietät gebe ich hiermit bekannt, daß die So-
zietät Gemeinschaftsperträge mit Privatvser icherungen niemals
geschlossen hat und nicht zu schließen brau st.

Die Sozietät ist nach wie vor in der Lage, auch die größten
Versicherungsobjekte allein ins Deckung zu nehmen- und —- ge-
stützt durch eigen-e Rückbersicherung — auch- die größten Ent-
schädigungen anstandslos zu vergüten.

Der Kreisfeuersozietätsdirektor.
Landrat.

Dr. U n ck e l l.

O e l s, den 3. Juni 1924.

Förderung der Ncnbautätigkeit.
Auf meine Kreisblattbekanntmaehung vom 21. Mai cr.,

Seite 115, betreffen-d Richtlinien1 für die Verwendung des für
die Neubautätigkeit bestimmten Anteils am Hauszinsstesuerauf-
kommen mache ich nochmals aufmerksam

Etwaigse Anträge auf Gewährung von Hauszinsstenerhypo-
theken ersuche ich unter Verwendung des hierfür vor-geschrie-
benen Vordruckes beschleunigt an; mich einzuresichen «

Die Gewährung solcher Hypotheken für Wohnung-Namen
auf rein land- oder forstwsirtschaftlich oder gärtnerisch genutzste
Stellen kommt zurzeit nicht in Frage. Ebenso dürfen die Haus-·-
zinssteuermittel für den Wiederaufbsau abgebrannter Woihsnge-
bäude sowie für Jnstandsetzung von nicht ordnungsgemiäß unt-er-
haltenen Wohnung-en kein-e Verwendung finden.

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

K. I. 2318. Oe l s, den 2. Juli 1924.
Ablehnung der Verpflichtungserklärung durch Gemeinde-

verordnete.

Der Herr Minister des Jnniern hat durch Verfügung vom
4. Juni cr. —- IV. A. L577 — bekannt gegeben, dasßi in ver-
fchieDenen Fällen bei Einführung Der: neu-gewählten- Mitglieder
der Gemeindevertretung diese die svosrigkeschriebene Verpflichtng
nach § 64 Der Landgemseindeordnsung durch Handschlag abge-
lehnt haben. Er weist darauf hin, tdaß die Verpflichtung durch
Handschlag und der formelle Einführnnsgssakt wesentliche Vor-
aussetzung füir die Ausübung des Mandats alss Gemeindever-
ordnete sind. ._

Gemeindeverordnsete, welche die Verpflichtung ablehnen,
können daher ihr Mandat nicht ausüben, und demzufolge auch
nicht an den Sitzung-en der Genie-indediertretung teilnehmen.
Diejenigen Stellen, denen die Hasusordnung oder die Sitzungs-
polizsei obliegt, sind daher verpflichtet, den Ausschluß dieser Per-
sonen von den Gemeinsdsevserstrsetersitzungen durchzuführen Es
können daher Beschlüsse der Gemeindevertretungen, bei denen
nicht Verpflichtete Gesmeindeoertreter mitgewirkt haben, wegen
Gesetzeswidrigjkeit beanstandet werden. Fälle dieser Art sind
mir unverzüglich mitzuteilen, damit ich in die Lage versetzt
werde, die Auflösung der Gemeindevertretung beantragen zu
können. Der Verweigerung der Verpflichtung durch Handschlag
ist es gleich zu achten, wenn sie in. einer Weise erfolgt, die er-
kennen läß·t, daß seine ernstliche- Verpflichtung nicht beabsichtigt
war. Dies gilt sowohl für den Fall, daß schon die- Form, in
der die Verpflichtung erfolgt, den Ernst vermissen läßt-, als
auch für denanderen Fall, daß nachträglich die voll sogen-e Veri-
pslichtung für ein zu nichts vserpsflichtendes Possenszpiels erklärt
wird. Gleichzeitig bemerke sich jedoch, daß die infolge der Nicht-
verpslichtung eintretende Behinderung in der Ausübung des
Mandat-s nicht dem Verlust des Mandat-s selbst zur Folg-e hat,
sondern daß vielmehr die Ausübung des Mandats für die
Dauer der Wesigerusng ruht. Der betreffende sich weigernde Ge-
meindevertreter scheidet daher aus der G«m-eindevertrse-trtng nicht
aus, auch rückt an dessen Stelle nicht etwa der Ersatz-mann, son-
dern sein Mandat ruht eben.

Der Vorsitzende des Kreisctusschusses

W. 2141.

K. I. 2607. Oels, den 29. Juni 1924.

Vergnügungssteuer.
Vf. d. M. D. J. u. D. Fin.-Min. vom 16. 6. 1924 —- 1V St.

834 II bzw. 2 A 2 877.
Aus Anlaß von Anfragen bemerken wir im Einverneh-

men mit dem Reichsininister der Fin., daß Konzerte und Vor-
träge, die durch Radiofunkapparate übermittelt werden, zu den
in Artikel II § 1 Abs. 2 Nr. 7 der Reichsratsbestimmung über
die Vergnügungssteuer (RGBl. 1923 I Seite 583) ausgeführten
Veranstaltungen gehören, und daß Radiofunkapparate, die an
öffentlichen Orten, in Gast- und Schankwirtschaften oder in
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sonstigen jedermann zugänglichen Räumen ausgestellt sind, als
Borrichtnngen zur mechanischen Wiedergabe musikalischer Stücke
oder deklamatorischer Vorträge im Sinne des Art. II § 17 Abs.
1 Nr. 2 der Reichsratsbest. angesehen nnd daher mit einer
Panfchstener für das Halten solcher Borriehtuiigen belegt werden
können.

Vergniignugssteuerordnungen, die Radiokonzerte und -Vor-
träge unter den vergnügungssteuerpflichtigen Veranstaltungen
besonders erwähnen, oder in denen das Halten von Radiofunk-
appartaen an öffentlichen Orten, in Gast- und Schankwirt-
schaften usw. mit einer Steuer nach Artikel II § 17 der Reichs-
ratsbestininiungeii belegt wird, bedürfen zu ihrer Gültigkeit hier-
nach nichtder Zustimmung des Reichsministers de Fin.

Der Vorsitzende des Kreisausschusscs.

Oe l s, denl 26. Juni 1924.
Stempelbogen für Tanzerlaubnisfe.

Nachdem für die Genehmigung von Lustbarkeiten ein-e
Stempelstencr nicht mehr erhob-en wird (ver-gl. Krei-s«blatt-Be-
kanntmachung vom 21. 5. 1924 S.117 betr. Bierwaltungsge-
bühren), hat das Finanzamt die vorgedruckten Formulare für
die Genehmigung von Lustbarkeiten an michs abgegeben-.

Die Ortspolizeibehörden können diese Vor-drucke, soweit hier
vorrätig, von mir unienstgeltliich beziehen.

U.951. Oels, den 29. Juni 1924.
Unter Bezugnahme auf die Kreisblattbekanntmachuug vom

31. Mai 1924 -——- Kreisblatt S. 133 —- werden die lsöeineindein
welche mit der Abführung der Beitragsumlage zur landwirt-
schaftlichen Unfallversicherung noch im Rückstande sind, ersucht,
diese nunmehr bis spätestens zum 10. Juli d. J. an das Kreis-
rechnungsamt abzuführen.

Gehen die Beiträge in der gegebenen Frist nicht ein, so er-
folgt ohne weitere Mahnung die Zwangsbeitreibung. Bis zur
gleichen Frist erwarte ich den Eingang der Heberolleir

Der Vorsitzende des Kreisansfchusses
«——-------—-

 

Oels, den 3. Juli 192-l.
Straßensperrung

Wegen Nenbaues einer Brücke im Zuge der Chaussee Oh-  lau-——--Bernstadt zwischen den Ortschaften Altbergel und Grün-

xler Fand-rat-

taiine im Kreise Ohlau ist jeder Verkehr auf der Chausseestrecte
von Altbergel bis Grüntanne vom 39. Juni 1924 bis auf wei-
teres gesperrt. Der Verkehr hat daher über Laskowitz oder durch
den Oderwald über Peifterwitz zu erfolgen.

112.1.2415. Oels, den 26. Juni 1924.
Biillenkörung

Am 18. D. M. ist ein Bulle des Gutsbesitzers Oskar
G ü n the r in Buchwald außerterminlich angekört worden«
Alter: 1% Jahr, Rasse: Ostsriese.

Der Vorsitzende des Kreisausschusses

Oe l s, den-«- 2. Jsulsi 1924.
Verlust eines Dicnftsiegels.

Am 5. Juni d. J-. ist dein Gemeindevorsteher in Weddem
dors, Kr. Gardelesgein ein Siegel mit der Inschrift »Gemeinde-
vorstseher Weddendorf« nnd insit einein Pfesrdsebildsnis versehen
gestohlen word-en. Als Täter kommen zwei jun-ge Burschen in
zz8ra-g-e, die sich an dem genannten Tage in dem Gemeindebüro
obdachlos meldeten. -

· _ Die Herren Landjägereibeamten ersuche ich, nach- dem Ver--
bleib des Dienstsiegels Nachforschung-en anzustellen und mir ge--
geb«en-enf«alls sofort Bericht- zu erstatten-

 

.l(.1.1945.
Die Wahl zu Amtsvorsteher-Stellvertreteru: —

j1. dies Stellenbesitzers K urzesr in: Bohran für den Amts-
bezirk Bohrau

. des Gasthausbesitzers D e cf e in Briese für den Aimtsbezirk
Brief-e
des Bau-ersg-utssbesitzers
Amtsbezirk Stronn

ist bestätigt worden.
Der Borsitzendc des Kreisansschusses.

O els, den 29. Juni 19k24.

O
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3. Kalinke in Stronn für den

K I. 2596.. .. Oels, den 30. Juni 192«4.
Hiermit bestatisge ich den Sitellenibzesitzer und Chausfeewarter

H e in r i ch K n e tfch aus Ober Muhlwitz zum Vollziehun-gs-
beainten der genannten Gemeinde

Der Vorsitzende des Kreisaiisschufses

Dr. UnckelL

 

Viehmarkt.
Am 22. Juli 1924 findet

hierselbst Biehmarkt statt.
Oels, den 1. Juli 1924.

Der Magistrat.
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